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Allgemeinverfügung des Landkreises Ostprignitz-Ruppin über die häusliche Isolation 
(Quarantäne) von engen Kontaktpersonen, von Verdachtspersonen und von positiv 
auf das Coronavirus SARS-CoV-2 getesteten Personen 
 
Gemäß § 28 Absatz 1 Satz 1, § 29 Absatz 1 und 2, § 30 Absatz 1 Satz 2 des Gesetzes zur 
Verhütung und Bekämpfung von Infektionskrankheiten beim Menschen (Infektionsschutzge-
setz – IfSG) in Verbindung mit § 35 Satz 2 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) wird fol-
gende Allgemeinverfügung erlassen: 
 

I. Anordnung der häuslichen Isolation (Quarantäne)  
 
1. Alle Personen mit gewöhnlichem Aufenthalt im Landkreis Ostprignitz-Ruppin, die 

nach Inkrafttreten dieser Allgemeinverfügung  
  

a) vom Gesundheitsamt oder auf Veranlassung des Gesundheitsamtes oder 
nach ärztlicher Beratung von einer Ärztin oder einem Arzt die Mitteilung erhal-
ten haben, dass sie aufgrund eines engen Kontakts zu einem bestätigten Fall 
von SARS-CoV-2 nach den jeweils geltenden Kriterien des Robert Koch-
Instituts enge Kontaktpersonen sind, oder 
 

b) als Verdachtspersonen gelten, da 
 

aa. sie sich selbst positiv getestet haben (sog. Selbst- oder Corona-Laien-

Test) und das PCR-Testergebnis (molekularbiologische Untersuchung 

auf das Vorhandensein des Coronavirus SARS-CoV-2) noch aussteht, 

oder 

 

bb. sie Erkrankungszeichen zeigen, die auf eine SARS-CoV-2-Infektion 

hindeuten, und für die entweder das Gesundheitsamt eine PCR-

Testung auf SARS-CoV-2 angeordnet hat oder die sich aufgrund eines 

positiven Ergebnisses des Selbsttests oder nach ärztlicher Beratung 

aufgrund der Erkrankungszeichen einer molekularbiologischen (PCR-

)Testung auf SARS-CoV-2 unterzogen haben oder noch unterziehen 

werden, oder 

 

c) Kenntnis davon haben, dass eine bei ihnen vorgenommene molekularbiologi-
sche Untersuchung auf das Vorhandensein von SARS-CoV-2-Viren (PCR-
Test) oder ein bei ihnen durch eine medizinische Fachkraft oder eine ver-
gleichbare, hierfür geschulte Person durchgeführter vorgenommener PoC-
Antigenschnelltest (Antigentest für den direkten Erregernachweis von SARS-
CoV-2) ein positives Ergebnis aufweist (positiv getestete Personen),  

 
müssen sich unverzüglich in häusliche Isolation (Quarantäne) begeben, sofern 
keine anderweitige Anordnung des Gesundheitsamtes erfolgt. 

 
2. Die Regelungen dieser Allgemeinverfügung gelten zudem für Personen, die nicht 

ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Landkreis Ostprignitz-Ruppin haben, wenn der 
Anlass für die Amtshandlung im Landkreis Ostprignitz-Ruppin hervortritt. In die-
sen Fällen wird das örtlich zuständige Gesundheitsamt unverzüglich unterrichtet. 
Die Regelungen dieser Allgemeinverfügung gelten solange fort, bis das örtlich zu-
ständige Gesundheitsamt etwas Anderes entscheidet.  
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3. Die Mitteilung unter Ziffer I.1.a des Gesundheitsamtes oder auf Veranlassung des 
Gesundheitsamtes ergeht an die betroffene Person unmittelbar oder – sollte diese 
Person minderjährig sein oder unter Betreuung stehen – gemäß § 16 Absatz 5 
IfSG an einen/beide Erziehungsberechtigten bzw. den Betreuer. Sie kann auch 
telefonisch erfolgen. 

 
4. Weitergehende Regelungen anderer einschlägiger Vorschriften werden von die-

ser Allgemeinverfügung nicht berührt und sind zu beachten. Hierzu zählt insbe-
sondere die SARS-CoV-2 Eindämmungsverordnung des Landes Brandenburg in 
ihrer jeweils aktuellen Fassung. 
 

II. Beginn der Isolationszeit (Quarantänezeit) 
 
1. Enge Kontaktpersonen (vgl. oben I.1.a und I.3.) müssen sich unverzüglich nach 

der Mitteilung des Gesundheitsamtes bzw. der Mitteilung auf Veranlassung des 
Gesundheitsamtes oder der ärztlichen Mitteilung in häusliche Isolation (Quaran-
täne) begeben.  

 
Die Quarantänepflicht nach II. 1. gilt vorbehaltlich Satz 3 und 4 nicht für 
 
a) enge Kontaktpersonen, die vollständig mit einem in Deutschland zugelasse-

nen Impfstoff gegen COVID-19 geimpft sind (ab Tag 15 nach der abschlie-
ßenden Impfung), und 

b) immungesunde enge Kontaktpersonen, die von einer PCR-bestätigten SARS-
CoV-2-Infektion genesen sind, wenn der enge Kontakt zu einem bestätigten 
Fall von COVID-19 innerhalb von sechs Monaten nach dem Nachweis der 
vorherigen SARS-CoV-2-Infektion erfolgte.  
 

Der Impfnachweis und der Nachweis der vorherigen SARS-CoV-2-Infektion sind 
dem Gesundheitsamt auf Anforderung vorzulegen.  
 
Treten bei den in Satz 1 genannten Personen innerhalb von 10 Tagen ab dem 
engen Kontakt zu dem bestätigten Fall von COVID-19 typische Symptome einer 
Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 wie Atemnot, neu auftretender Hus-
ten, Fieber oder Geschmacks- und Geruchsverlust auf, so ist das zuständige Ge-
sundheitsamt unverzüglich zu informieren. In diesen Fällen gelten die Ausnahmen 
von der Quarantänepflicht nicht. 
 
Das Gesundheitsamt kann im Einzelfall abweichende Entscheidungen treffen und 
eine Quarantäne gegenüber engen Kontaktpersonen, für die nach dieser Allge-
meinverfügung eine Ausnahme von der Quarantänepflicht gilt, anordnen (insbe-
sondere bei Auftreten einer neuen SARS-CoV-2-Virusvariante). 

 
2. Verdachtspersonen (vgl. oben I.1.b) müssen sich unverzüglich nach Zugang der 

Anordnung des Gesundheitsamtes zur Testung oder, wenn eine solche Anord-
nung nicht erfolgt ist, unverzüglich nach Vornahme der Testung in häusliche Iso-
lation (Quarantäne) begeben. Verdachtspersonen sind gemäß § 6 Absatz 1 Nr. 1 
Buchst. t IfSG dem Gesundheitsamt zu melden.  
Verdachtspersonen, die sich selbst mittels eines sogenannten Corona-Laien-
Tests positiv getestet haben, müssen unverzüglich einen PCR-Test durchführen 
lassen und sich dann in häusliche Isolation begeben. 
 

3. Positiv getestete Personen (vgl. oben I.1.c) müssen sich unverzüglich nach 
Kenntniserlangung vom positiven Testergebnis in häusliche Isolation (Quarantä-
ne) begeben.  
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Die Meldepflichten gemäß § 6 Absatz 1 Nr. 1 Buchst. t und § 7 Absatz 1 Nr. 44a 
IfSG bleiben unberührt. Die positiv getestete Person ist verpflichtet, sich beim Ge-
sundheitsamt zu melden und dieses über das Testergebnis, die Art der Testung 
(PCR-Test oder Antigentest) und das Datum des Tests zu informieren. Ferner be-
steht für die positiv getestete Person die Verpflichtung, dem Gesundheitsamt un-
verzüglich eine Liste zur Verfügung zu stellen, die die Namen, Anschriften und 
Telefonnummern derjenigen Personen enthält, mit denen seit den letzten zwei 
Tagen vor der Testung bzw. vor Symptombeginn ein persönlicher Kontakt stattge-
funden hat. Die Liste kann per E-Mail an gesundheitsamt@opr.de gesendet wer-
den. Die betroffene Person ist darüber hinaus verpflichtet, diese Personen (laut 
Liste), mit denen sie in den letzten zwei Tagen persönlichen Kontakt gehabt hat, 
von sich aus zu benachrichtigen. 
Durch einen PoC-Antigenschnelltest positiv getestete Personen müssen sich 
dringend mittels eines PCR-Tests nachtesten lassen, um das Testergebnis zu be-
stätigen. 

 
III. Regelungen während der Isolationszeit (Quarantänezeit) 

 
1. Die Isolation hat in einer Wohnung oder einem anderweitig räumlich abgrenzba-

ren Teil eines Gebäudes zu erfolgen (Isolationsort). Sie soll an der Wohnanschrift 
der betroffenen Person erfolgen. Andernfalls hat die betroffene Person dem Ge-
sundheitsamt unverzüglich die konkrete Anschrift des gewählten Aufenthaltsortes 
mitzuteilen. 

 
2. In der gesamten Zeit der Isolation soll eine räumliche oder zeitliche Trennung von 

anderen im Haushalt der oder des Betroffenen lebenden, nicht selbst isolierten 
Personen beachtet werden, mit Ausnahme von Kindern/Menschen mit Betreu-
ungsbedarf. Eine zeitliche Trennung kann zum Beispiel dadurch erfolgen, dass 
die Mahlzeiten zu verschiedenen Zeiten eingenommen werden. Eine räumliche 
Trennung kann zum Beispiel dadurch erfolgen, dass die betroffene Person sich in 
einem anderen Raum als die übrigen Haushaltsmitglieder aufhält. 
 

3. Enge Kontaktpersonen, Verdachtspersonen und positiv getestete Personen dür-
fen während der Zeit der Isolation den Isolationsort nicht ohne ausdrückliche Zu-
stimmung des Gesundheitsamtes verlassen. Dies gilt nicht, sofern das Verlassen 
des Isolationsortes zum Schutz von Leben oder Gesundheit zwingend erforderlich 
ist (z. B. Hausbrand). Der zeitweise Aufenthalt in einem zu dem Isolationsort ge-
hörenden Garten, einer Terrasse oder eines Balkons ist alleine gestattet. Enge 
Kontaktpersonen, Verdachtspersonen und positiv getestete Personen dürfen 
nach Erlaubnis durch das Gesundheitsamt den Isolationsort verlassen, um sich 
einer Testung auf SARS-CoV-2 zu unterziehen. 

 
4. Während der Isolation darf die betroffene Person keinen Besuch von Personen, 

die nicht zum selben Haushalt gehören, empfangen. Das Gesundheitsamt kann 
im begründeten Einzelfall eine andere Entscheidung treffen. 
 

5. Die Hinweise des Gesundheitsamtes sowie des Robert Koch-Instituts zu den Hy-
giene- und Schutzmaßnahmen (z. B. ausreichende Belüftung der Zimmer, gründ-
liche Reinigung der Kontaktflächen, Husten und Niesen in die Armbeuge, Mund- 
und Nasenbedeckung, regelmäßiges gründliches Händewaschen usw.) sind zu 
beachten. 

 
6. Während der Isolationszeit müssen alle betroffenen Personen (vgl. oben I.1.a-c) 

ein Tagebuch führen, in dem – soweit möglich – zweimal täglich (mit einem Zeit-
abstand von mindestens sechs Stunden zwischen den Messungen) die Körper-
temperatur und das Auftreten oder – soweit bereits vorhanden – der Verlauf von 

mailto:gesundheitsamt@opr.de
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Erkrankungszeichen sowie der Kontakt zu anderen Personen festzuhalten sind. 
Die Angaben aus dem Tagebuch sind von den betroffenen Personen dem Ge-
sundheitsamt auf dessen Verlangen mitzuteilen.  

 
7. Während der Isolationszeit haben die betroffenen Personen (vgl. oben I.1.a-c) an 

sich Untersuchungen und die Entnahme von Untersuchungsmaterial durch das 
Gesundheitsamt zu dulden. Dies betrifft insbesondere Abstriche von Schleimhäu-
ten und Blutentnahmen. 

 

8. Wenn enge Kontaktpersonen Krankheitszeichen zeigen, die auf eine SARS-CoV-
2-Infektion hindeuten (insbesondere eine erhöhte Temperatur über 37,5 Grad und 
akute Beschwerden wie z. B. Husten, Halsschmerzen, Schnupfen, Kopf- und 
Gliederschmerzen, Geruchs- oder Geschmacksverlust bzw. -störungen), oder 
wenn sich bei Verdachtspersonen der Gesundheitszustand verschlechtert, haben 
sie das Gesundheitsamt zu den Sprechzeiten unverzüglich telefonisch unter der 
Nummer der Hotline 03391 / 688 – 5376 oder über das Kontaktformular auf der 
Website der Landkreises Ostprignitz-Ruppin zu kontaktieren. 

 

Sprechzeiten Hotline:  

Montag bis Donnerstag 8.00-15.30 Uhr 

Freitag 8.00-14.30 Uhr 

 

Kontaktformular Website: 

www.ostprignitz-ruppin.de ►Coronavirus ►Kontaktformular 

 

9. Sollte während der Isolation eine weitergehende medizinische Behandlung oder 
ein Rettungstransport erforderlich werden, muss die betroffene Person vorab tele-
fonisch die versorgende Einrichtung oder den Rettungsdienst über den Grund der 
Isolation informieren. Das Gesundheitsamt ist zusätzlich – soweit möglich – vorab 
zu unterrichten. 

  

10. Möglicherweise kontaminierte Abfälle (zum Beispiel benutzte Taschentücher, Kü-
chenabfälle, Materialen, die zum Abdecken von Mund oder Nase verwendet wur-
den) sind in stabilen Müllsäcken zu sammeln und in der Restmülltonne zu entsor-
gen.  

 
11. Ist die betroffene Person minderjährig oder steht sie unter Betreuung, müssen 

gemäß § 16 Absatz 5 IfSG die Erziehungsberechtigten oder der Betreuer für die 
Einhaltung der Isolationsanordnung und der unter III.1.-10. genannten Regelun-
gen sorgen. 

 
IV. Ende der Isolationszeit (Quarantänezeit) 

 
1. Für enge Kontaktpersonen, bei denen kein positives Testergebnis auf das Vor-

handensein des Coronavirus SARS-CoV-2 vorliegt, endet die häusliche Isolation 
(Quarantäne), wenn der letzte enge Kontakt im Sinne der jeweils geltenden Krite-
rien des Robert Koch-Instituts zu einer mit SARS-CoV-2 infizierten Person, der 
nach Mitteilung des Gesundheitsamtes bzw. der Mitteilung auf Veranlassung des 
Gesundheitsamtes oder der ärztlichen Mitteilung zur anschließenden Isolation ge-
führt hat, 10 Tage zurückliegt und während der ganzen Zeit der Isolation keines 
der für COVID-19 typischen Krankheitszeichen aufgetreten ist.  

 
Liegt bei engen Kontaktpersonen, bei denen während der Quarantäne COVID-19 
typische Krankheitszeichen aufgetreten sind, noch kein Testergebnis nach Ablauf 

http://www.ostprignitz-ruppin.de/
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der vorgenannten Zeiträume vor, wird die Quarantäne bis zum Vorliegen eines 
Testergebnisses fortgesetzt.   
 
Die 10-tägige Quarantäne für enge Kontaktpersonen kann verkürzt werden: 
 
a) auf 5 Tage bei Vornahme eines PCR-Tests bei einer Probenentnahme frühes-

tens am 5. Tag. Die Quarantäne endet erst nach Vorlage des negativen Test-
ergebnisses beim Gesundheitsamt. Wird bereits vor dem 5. Tag der Quaran-
täne eine Testung auf SARS-CoV-2 durchgeführt, so verkürzt ein negatives 
Testergebnis die Quarantänedauer nicht;  

b) auf 7 Tage bei Vornahme eines Antigen-Schnelltests bei Probenentnahme  
frühestens am 7. Tag. Die Quarantäne endet erst nach Vorlage des negativen  
Testergebnisses beim Gesundheitsamt. Wird bereits vor Quarantäneende ei-
ne Testung auf SARS-CoV-2 durchgeführt, so verkürzt ein negatives Tester-
gebnis die Quarantänedauer nicht. Die Testung hat als Fremdtestung durch 
oder unter Aufsicht vor Ort durch geschulte Personen zu erfolgen. 
 

Erfährt die enge Kontaktperson, dass sie positiv auf das Vorhandensein des 
Coronavirus SARS-CoV-2 getestet wurde, gelten die Regelungen für positiv ge-
testete Personen.  

 
2. Bei Verdachtspersonen endet die häusliche Isolation (Quarantäne) mit dem Vor-

liegen eines negativen PCR-Testergebnisses. Ist das Testergebnis der Ver-
dachtsperson positiv, wird die Isolation fortgesetzt und es gelten die Regelungen 
für positiv getestete Personen. 

 
3. Bei Personen, die mittels Antigentest durch eine medizinische Fachkraft oder eine 

vergleichbare, hierfür geschulte Person positiv getestet werden, endet die Isolati-
on, falls der erste nach dem positiven Antigentest bei diesen Personen vorge-
nommene molekularbiologische (PCR-)Test ein negatives Ergebnis aufweist, mit 
dem Vorliegen dieses negativen Testergebnisses. 

 
Bei allen anderen positiv getesteten Personen endet die Isolation bei asymptoma-
tischem Krankheitsverlauf frühestens 14 Tage nach Erstnachweis des Erregers, 
bei leicht symptomatischem Krankheitsverlauf frühestens 14 Tage nach Symp-
tombeginn und deutlichem Symptomrückgang seit mindestens 48 Stunden. Bei 
Ausübung einer Tätigkeit in einem vulnerablen Bereich muss zusätzlich in beiden 
Fällen zur Beendigung der Isolation eine frühestens an Tag 14 durchgeführte 
Testung (PCR-Test oder Antigentest, durchgeführt durch eine medizinische 
Fachkraft oder eine vergleichbare, hierfür geschulte Person) ein negatives Ergeb-
nis aufweisen. Das Gesundheitsamt trifft die notwendigen Anordnungen und ent-
scheidet über die Beendigung der Isolation. 

 
V. Die Allgemeinverfügung ist kraft Gesetzes sofort vollziehbar nach § 28 Absatz 3 

IfSG in Verbindung mit § 16 Absatz 8 IfSG. 
 
VI. Ein Verstoß gegen diese Allgemeinverfügung kann gemäß § 73 Absatz 1a Nr. 6 

IfSG als Ordnungswidrigkeit mit einer Geldbuße bis zu fünfundzwanzigtausend 
Euro geahndet werden. 

 
VII. Diese Allgemeinverfügung gilt am Tage nach der Veröffentlichung in der Märki-

schen Allgemeine – Lokalausgaben: Ruppiner Tageblatt, Kyritzer Tageblatt und 
Dosse-Kurier sowie im Ruppiner Anzeiger als bekannt gegeben und tritt damit 
in Kraft. Sie tritt mit Ablauf des 31. Januar 2022 außer Kraft.  
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Begründung 
Werden Kranke, Krankheitsverdächtige, Ansteckungsverdächtige oder Ausscheider  festge-
stellt, so trifft der Landrat des Landkreises Ostprignitz-Ruppin als zuständige Behörde nach § 
1 der Verordnung zur Regelung von Zuständigkeiten und zur Ermächtigung zum Erlass von 
Rechtsverordnungen nach dem Infektionsschutzgesetz (Infektionsschutzzuständigkeitsver-
ordnung – IfSZV) die nach § 28 Absatz 1 Satz 1 IfSG  notwendigen Schutzmaßnahmen, ins-
besondere die in § 28a Absatz 1 IfSG und in den §§ 29 bis 31 IfSG genannten, soweit und 
solange es zur Verhinderung der Verbreitung übertragbarer Krankheiten erforderlich ist. Ins-
besondere kann gegenüber der betroffenen Person nach § 30 Absatz 1 Satz 2 IfSG die 
häusliche Isolation (Quarantäne) angeordnet werden. Für die Zeit der häuslichen Isolation 
unterliegt die betroffene Person der Beobachtung durch das Gesundheitsamt gemäß § 29 
IfSG. Erforderliche Untersuchungen durch die Beauftragten des Gesundheitsamtes sind zu 
dulden und den Anordnungen des Gesundheitsamtes ist Folge zu leisten. Ferner ist die be-
troffene Person u. a. verpflichtet, den Beauftragten des Gesundheitsamtes auf Verlangen 
über alle ihren Gesundheitszustand betreffenden Umstände Auskunft zu geben. 
 
Die Regelungen dieser Allgemeinverfügung gelten, soweit das Gesundheitsamt des Land-
kreises Ostprignitz-Ruppin nicht etwas Anderes anordnet, für die oben unter I. genannten 
Personen, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Landkreis Ostprignitz-Ruppin haben. Dies 
entspricht regelmäßig dem Wohnsitz der Personen. 
 
Ferner gelten die Regelungen dieser Allgemeinverfügung gemäß § 3 Absatz 4 Verwaltungs-
verfahrensgesetz (VwVfG) in Verbindung mit § 1 Absatz 1 Satz 1 des Verwaltungsverfah-
rensgesetzes für das Land Brandenburg (VwVfGBbg) für betroffene Personen, die nicht ih-
ren gewöhnlichen Aufenthalt im Landkreis Ostprignitz-Ruppin haben, wenn der Anlass für die 
Amtshandlung im Landkreis Ostprignitz-Ruppin hervortritt.  
 
Aktuell besteht im Landkreis Ostprignitz-Ruppin aufgrund der sprunghaft steigenden Zahl der 
Neuinfektionen mit dem SARS-CoV-2-Virus (Coronavirus) erneut eine ernst zu nehmende 
Situation, insbesondere für die Belastung des öffentlichen Gesundheitswesens. Die Zahl der 
aktiven Fälle beträgt aktuell 1063 (Stand: 23. November 2021). 17 Personen werden derzeit 
stationär behandelt, davon 5 intensivmedizinisch. Von diesen müssen 2 Personen beatmet 
werden.  
 
Die Ansteckungsgefahr des Coronavirus SARS-CoV-2 ist weiterhin hoch – insbesondere 
durch die Delta-Variante. Die Erfahrungen aus dem vergangenen Winter sowie den letzten 
Wochen lassen ein weiteres starkes Ansteigen der Infektionszahlen befürchten. Für die An-
forderungen an die Wahrscheinlichkeit einer Ansteckungsgefahr gilt dabei kein strikter, alle 
möglichen Fälle gleichermaßen erfassender Maßstab. Vielmehr ist der geltende Grundsatz 
heranzuziehen, dass an die Wahrscheinlichkeit des Schadenseintritts umso geringere Anfor-
derungen zu stellen sind, je größer und folgenschwerer der möglicherweise eintretende 
Schaden ist (vgl. Bundesverwaltungsgericht, Urteil v. 22. März 2012, Az. 3 C 16/11). An die 
Wahrscheinlichkeit einer Ansteckung sind hier geringere Anforderungen zu stellen. 
 
Im Zusammenhang mit der durch den Krankheitserreger Coronavirus SARS-CoV-2 ausge-
lösten Erkrankung COVID-19 ist es auch im Landkreis Ostprignitz-Ruppin in einem nen-
nenswerten Umfang bereits zu schwereren oder (trotz Behandlung/Beatmung) sogar tödli-
chen Verläufen gekommen. Ferner sind Spätfolgen selbst bei einem symptomfreien Verlauf 
der Erkrankung aktuell noch nicht abschätzbar. Es gibt ernstzunehmende Hinweise auf mög-
liche gravierende Spätfolgen (dauerhafte Schädigungen der Lunge, des Herz-Kreislauf-
Systems sowie Störungen im neurologischen Bereich) einer überstandenen schweren CO-
VID-19-Erkrankung. 
 
Die Ausbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2, das insbesondere über Tröpfchen und Aero-
sole verbreitet wird, erfolgt immer noch sehr dynamisch. Das hohe Übertragungsrisiko, das 
von dem Virus und seinen Mutationen ausgeht, kann sich schon aufgrund der Nähe zu der 
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infizierten Person realisieren. Das Robert Koch-Institut schätzt die Gefährdung 
durch COVID-19 für die Gesundheit der nicht oder nur einmal geimpften Bevölkerung in 
Deutschland insgesamt als sehr hoch ein. Für vollständig Geimpfte wird die Gefährdung als 
moderat eingeschätzt, steigt aber mit zunehmenden Infektionszahlen an. 
 
Demzufolge ist der Landkreis Ostprignitz-Ruppin zum Handeln verpflichtet (gebundene Ent-
scheidung). Hinsichtlich Art und Umfang der Schutzmaßnahmen – „wie“ des Eingreifens – ist 
der Behörde Ermessen eingeräumt. Dem liegt die Erwägung zugrunde, dass sich die Band-
breite der Schutzmaßnahmen, die bei Auftreten einer übertragbaren Krankheit in Frage 
kommen können, nicht im Vorfeld bestimmen lässt. Der Gesetzgeber hat § 28 Absatz 1 IfSG 
daher als Generalklausel ausgestaltet. Das behördliche Ermessen wird dadurch beschränkt, 
dass es sich um „notwendige Schutzmaßnahmen“ handeln muss, nämlich Maßnahmen, die 
zur Verhinderung der (Weiter-)Verbreitung der Krankheit geboten sind. Darüber hinaus sind 
dem Ermessen durch den Verhältnismäßigkeitsgrundsatz Grenzen gesetzt. 
 
Die Allgemeinverfügung stellt eine notwendige und verhältnismäßige Schutzmaßnahme im 
Sinne des IfSG dar. Gerade angesichts schwerer und lebensbedrohender Krankheitsverläufe 
muss es Ziel sein, durch geeignete Maßnahmen, wie die Isolation von Kontaktpersonen mit 
engem Kontakt zu COVID-19-Fällen, von Verdachtspersonen, die aufgrund einschlägiger 
Symptomatik auf SARS-CoV-2 getestet werden und von Personen, die positiv auf das Vor-
handensein des Coronavirus SARS-CoV-2 getestet wurden, eine Ausbreitung der Infektion 
mit SARS-CoV-2 zu vermeiden, zumindest aber soweit wie möglich zeitlich zu verlangsa-
men. Nur so können auch die Risikogruppen ausreichend geschützt werden. Die Isolation ist 
dabei aus infektionsmedizinischer Sicht eine entscheidende Maßnahme zur Unterbrechung 
möglicher Infektionsketten. Weniger einschneidende gleich geeignete Mittel sind nicht er-
sichtlich. Insbesondere ist die häusliche Isolation im Verhältnis zur Absonderung in einem 
Krankenhaus das mildere Mittel. 
 
Mit dem zu führenden Tagebuch soll dem Gesundheitsamt ermöglicht werden, den Verlauf 
der Isolation bzw. Erkrankung einschätzen zu können, was sowohl der betroffenen Person 
selbst zugutekommt als auch dem o. g. Zweck. 
 
Unter die Definition einer „engen Kontaktperson“ fallen die Personen, die einen engen Kon-
takt zu einem bestätigten COVID-19-Fall im Sinne der jeweils aktuellen Empfehlungen „Kon-
taktpersonennachverfolgung bei SARS-CoV-2-Infektionen“ des Robert Koch-Instituts gehabt 
haben. In der vorgenannten Empfehlung werden die entsprechenden Übertragungswege der 
Erkrankung berücksichtigt und mögliche Expositionsszenarien benannt. Eine Inanspruch-
nahme etwa nur derjenigen, die als Infizierte die Krankheit aktiv übertragen könnten, schei-
det aufgrund der medizinischen Faktenlage aus, weil eine Weiterverbreitung bereits zu ei-
nem Zeitpunkt einsetzt, an dem die Betroffenen von ihrer Infektion selbst keine Kenntnis ha-
ben. Voraussetzung der Verpflichtung zur häuslichen Isolation ist, dass die betreffende Per-
son durch Mitteilung des Gesundheitsamtes bzw. der Mitteilung auf Veranlassung des Ge-
sundheitsamtes oder der ärztlichen Mitteilung als enge Kontaktperson identifiziert wurde.   
 
Unter Verdachtsperson werden Personen verstanden, die entweder Erkrankungszeichen 
zeigen, die auf eine SARS-CoV-2-Infektion hinweisen, oder bei denen ein Corona-Selbsttest 
ein positives Ergebnis aufweist, und für die entweder vom Gesundheitsamt eine molekularbi-
ologische (PCR-)Testung auf SARS-CoV-2 angeordnet wurde oder die sich aufgrund der 
Symptome nach ärztlicher Beratung oder aufgrund des positiven Selbsttest einer solchen 
Testung unterzogen haben oder noch werden. 
 
Positiv getestete Personen sind alle Personen, die Kenntnis davon haben, dass eine nach 
Inkrafttreten dieser Allgemeinverfügung bei ihnen durch eine medizinische Fachkraft oder 
eine vergleichbare, hierfür geschulte Person vorgenommene molekularbiologische (PCR-
)Testung oder ein bei ihnen durch eine medizinische Fachkraft oder eine vergleichbare, hier-
für geschulte Person vorgenommener Antigentest auf das Vorhandensein des Coronavirus 
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SARS-CoV-2 ein positives Ergebnis aufweist. Enge Kontaktpersonen und Verdachtsperso-
nen werden aus der Definition positiv getesteter Personen ausgenommen, da enge Kontakt-
personen und Verdachtspersonen nach dieser Allgemeinverfügung bereits zeitlich vor der 
Kenntnis eines positiven Testergebnisses zur Quarantäne verpflichtet sind und die Pflicht zur 
Absonderung für diese Personen mit Kenntnis des positiven Testergebnisses fortdauert. 
Diese Personen werden mit Kenntniserlangung von dem positiven Testergebnis zu positiv 
getesteten Personen, so dass ab Kenntniserlangung die Regelungen für positiv getestete 
Personen für sie gelten. 
 
Die Allgemeinverfügung beruht im Wesentlichen auf der Grundannahme, dass sich das 
Coronavirus nach derzeitigen Erkenntnissen bei direkten persönlichen Kontakten im Wege 
einer Tröpfcheninfektion (z. B. durch Husten und Niesen) oder über Aerosole besonders 
leicht von Mensch zu Mensch verbreitet.  
 
Nach derzeitigem Wissen kann die Inkubationszeit bis zu 14 Tage betragen. Daher müssen 
alle Personen, die in den letzten 14 Tagen einen engen Kontakt im Sinne der Empfehlungen 
des Robert Koch-Instituts mit einem COVID-19-Fall hatten, abgesondert werden. Da nicht 
nur bereits Erkrankte bzw. Personen mit charakteristischen Symptomen, sondern auch infi-
zierte Personen, die noch keine Krankheitszeichen zeigen, das Virus übertragen können, ist 
eine Isolation in jedem Fall erforderlich. Die Infektionsketten werden immer länger, je später 
es gelingt, infizierte Personen davon abzuhalten, andere Personen durch unmittelbare Kon-
takte anzustecken. Mit der Allgemeinverfügung soll die Weitergabe von SARS-CoV-2-Viren 
an Dritte wirksam verhindert und sollen bestehende Infektionsketten möglichst früh unterbro-
chen werden. Von besonderer Bedeutung ist dabei, dass die Betroffenen sich räumlich und 
zeitlich konsequent von Personen des eigenen Hausstands als auch weiteren Personen ge-
trennt halten. Nur so kann ein Kontakt von Dritten mit potentiell infektiösen Sekreten und 
Körperflüssigkeiten ausgeschlossen werden. Durch eine schnelle Identifizierung und Isolati-
on von engen Kontaktpersonen durch das Gesundheitsamt wird sichergestellt, dass mög-
lichst keine unkontrollierte Weitergabe des Virus erfolgt. 
 
Die Isolationsdauer bei engen Kontaktpersonen von 10 Tagen kann durch ein negatives 
Testergebnis weiter verkürzt werden. 
 
Vollständig gegen COVID-19 geimpfte (ab Tag 15 nach der abschließenden Impfung), 
asymptomatische Kontaktpersonen sind nach Exposition zu einem bestätigten SARS-CoV-2-
Fall von Quarantäne-Maßnahmen ausgenommen. Nach bisherigem Kenntnisstand kann die-
se Ausnahme von der Quarantäne für alle aktuell in Deutschland zugelassenen und von der 
Ständigen Impfkommission (STIKO) empfohlenen Impfstoffe gelten. Ebenso sind asympto-
matische Personen, die in der Vergangenheit eine PCR-bestätigte SARS-CoV-2-Infektion 
durchgemacht haben („Genesene“), von Quarantäne-Maßnahmen ausgenommen, wenn der 
enge Kontakt zu einem bestätigten Fall von COVID-19 innerhalb von sechs Monaten nach 
dem Nachweis der vorherigen SARS-CoV-2-Infektion erfolgte.  
 
Treten bei den engen Kontaktpersonen innerhalb von 10 Tagen ab dem engen Kontakt zu 
dem bestätigten Fall von COVID-19 typische Symptome einer Infektion mit dem Coronavirus 
SARS-CoV-2 wie Atemnot, neu auftretender Husten, Fieber oder Geschmacks- und Ge-
ruchsverlust auf, so ist das zuständige Gesundheitsamt unverzüglich zu informieren. In die-
sen Fällen gelten die Ausnahmen von der Quarantänepflicht nicht. 
 
Das Gesundheitsamt kann im Einzelfall abweichende Entscheidungen treffen und eine Qua-
rantäne gegenüber engen Kontaktpersonen, für die nach dieser Allgemeinverfügung eine 
Ausnahme von der Quarantänepflicht gilt, anordnen. Eine solche Anordnung ist bei zuvor 
geimpften oder genesenen Kontaktpersonen geboten, wenn bei dem Indexfall der Verdacht 
auf eine Infektion mit einer in Deutschland bislang nicht vorherrschenden besorgniserregen-
den Virusvariante besteht. 
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Zur Eindämmung von Infektionen ist es zudem erforderlich, dass sich auch Verdachtsperso-
nen mit Erkrankungssymptomen, für die aufgrund dieser medizinischen Indikation entweder 
vom Gesundheitsamt eine molekularbiologische (PCR-)Testung angeordnet wurde oder die 
sich nach ärztlicher Beratung einer molekularbiologischen (PCR-)Testung unterzogen haben 
bzw. noch unterziehen werden, sowie Verdachtspersonen, bei denen ein nicht von einer me-
dizinischen Fachkraft oder einer vergleichbaren, hierfür geschulten Person vorgenommener 
Antigentest (Selbsttest/Corona-Laientest) ein positives Ergebnis aufweist und für die entwe-
der vom Gesundheitsamt eine molekularbiologische (PCR-)Testung angeordnet wurde oder 
die sich aufgrund des positiven Ergebnisses des Selbsttest einer PCR-Testung unterzogen 
haben, zunächst in häusliche Isolation begeben. Dies gilt bei Vorhandensein von Erkran-
kungssymptomen auch dann, wenn ein zuvor vorgenommener Antigentest ein negatives 
Ergebnis aufweist. Antigentests stellen ein Hilfsmittel zur Diagnose von COVID-19 dar und 
weisen den Vorteil auf, schnell ein Ergebnis der Testung aufzuzeigen. Antigentests können 
derzeit die wesentlich verlässlicheren molekularbiologischen (PCR-)Testungen aber nicht 
ersetzen. Auch für Personen, die sich trotz eines vorangegangenen Antigentests mit negati-
vem Ergebnis aufgrund von Erkrankungsanzeichen nach ärztlicher Beratung einer moleku-
larbiologischen Testung unterziehen, ist eine häusliche Quarantäne bis zum Vorliegen des 
Ergebnisses der molekularbiologischen (PCR-)Testung erforderlich.  
 
Das Gesundheitsamt, Personen auf Veranlassung des Gesundheitsamtes oder der beraten-
de Arzt haben die Verdachtsperson über die Verpflichtung zur Isolation zu informieren. Die 
Meldepflicht nach § 6 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 Buchst. t und § 7 Absatz 1 Satz 1 Nr. 44a IfSG, 
die auch in Fällen gilt, in denen die betreffende Person nicht bereit ist, sich freiwillig einer 
Testung zu unterziehen, bleibt unberührt. Für Personen, die sich ohne Erkrankungssympto-
me einer lediglich aus epidemiologischer Indikation vorsorglich vorgenommenen Testung 
(etwa einer sogenannten „Reihentestung“) unterziehen, gilt die Pflicht zur Isolation nach die-
ser Allgemeinverfügung nicht, solange kein positives Testergebnis vorliegt. 
 
Zur Eindämmung der Infektion ist es darüber hinaus unabdingbar, dass sich Personen, bei 
denen entweder eine molekularbiologische (PCR-)Untersuchung oder ein von einer medizi-
nischen Fachkraft oder einer vergleichbaren, hierfür geschulten Person vorgenommener An-
tigentest das Vorhandensein des Coronavirus SARS-CoV-2 bestätigt hat, unverzüglich nach 
Kenntniserlangung des positiven Testergebnisses in häusliche Isolation begeben. Die Infek-
tion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 kann auch durch asymptomatische Personen über-
tragen werden. Liegt ein positives Testergebnis vor, so bestehen dringende Anhaltspunkte 
für eine Infektion. Hierbei kommt es nicht darauf an, wo und aus welchem Anlass die Tes-
tung vorgenommen wurde und ob die Testung durch einen molekularbiologischen (PCR-
)Test oder durch einen von einer medizinischen Fachkraft oder einer vergleichbaren, hierfür 
geschulten Person vorgenommenen Antigentest erfolgte. Zwar weisen Antigentests insge-
samt eine geringere Verlässlichkeit auf als molekularbiologische (PCR-)Testungen. Antigen-
tests zeigen aber auch und gerade bei Proben mit einer hohen Viruslast ein positives Ergeb-
nis. Es ist daher erforderlich, dass sich Personen, bei denen ein von einer medizinischen 
Fachkraft oder einer vergleichbaren, hierfür geschulten Person vorgenommener Antigentest 
ein positives Ergebnis aufweist, schon im Zeitraum bis zum Vorliegen des Ergebnisses einer 
bestätigenden molekularbiologischen (PCR-)Testung isolieren. Ist die bestätigende moleku-
larbiologische (PCR-)Testung negativ, so endet die Pflicht zur Isolation mit dem Vorliegen 
des Testergebnisses. Isolations- oder Quarantänepflichten, die daneben aus anderen Grün-
den bestehen, bleiben hiervon unberührt. Weist die bestätigende molekularbiologische 
(PCR-)Testung ein positives Ergebnis auf, so greifen die Anordnungen für positiv getestete 
Personen. 
 
Durch die Ausweitung von Testmöglichkeiten und die unterschiedlichen Anbieter von Tes-
tungen kann trotz der nach dem Infektionsschutzgesetz bestehenden Meldepflichten nicht 
ausgeschlossen werden, dass die positiv getestete Person von dem Ergebnis der Testung 
schneller erfährt, als das zuständige Gesundheitsamt durch den Meldeweg nach dem Infek-
tionsschutzgesetz. Zudem unterliegen Personen, die außerhalb des Gebietes der Bundesre-



10 
 

publik Deutschland Testungen vornehmen, nicht dem Meldeweg des Infektionsschutzgeset-
zes. Es ist daher erforderlich, dass positiv getestete Personen von sich aus das zuständige 
Gesundheitsamt über das positive Testergebnis informieren. Das Gesundheitsamt trifft dann 
die weiteren Anordnungen. 
 
Der mit dieser Allgemeinverfügung verbundene Eingriff ist auch angemessen. Die Anord-
nung der häuslichen Isolation (Quarantäne) erfolgt in Abwägung des individuellen Interesses 
des Einzelnen, insbesondere aus Art. 2 Absatz 2 Satz 2 des Grundgesetztes (Freiheit der 
Person), von der Isolation verschont zu bleiben mit dem öffentlichen Interesse des Schutzes 
der Bevölkerung vor einer Ansteckung mit dem Coronavirus SARS-CoV-2. Mit Blick auf das 
überragende Rechtsgut der körperlichen Unversehrtheit (Art. 2 Absatz 2 Satz 1 Grundgesetz 
– GG) hat die Verhinderung der Ausbreitung dieses Virus aufgrund der möglichen schwer-
wiegenden Folgen einer Erkrankung – zu den Einzelheiten vgl. 
www.infektionsschutz.de/coronavirus-2019-ncov.html (Bundeszentrale für gesundheitliche 
Aufklärung) und www.rki.de/covid-19 (Robert Koch-Institut) – Vorrang vor etwaigen Indivi-
dualinteressen. Dem liegt die, insbesondere in § 1 der Verordnung über die Ausdehnung der 
Meldepflicht nach § 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und § 7 Absatz 1 Satz 1 des Infektions-
schutzgesetzes auf Infektionen mit dem erstmals im Dezember 2019 in Wuhan/Volksrepublik 
China aufgetretenen neuartigen Coronavirus ("2019-nCoV") und § 28 Absatz 1 Satz 1 IfSG, 
zum Ausdruck kommende gesetzgeberische Wertung zu Grunde, dass der Schutz der Be-
völkerung vor einer Verbreitung des Coronavirus besonderer Aufmerksamkeit und Eingriffs-
instrumente bedarf. Vor diesem Hintergrund ist die zeitlich befristete Anordnung einer häusli-
chen Isolation aus medizinischer und rechtlicher Sicht verhältnismäßig und gerechtfertigt. 
Überdies ist mit der Allgemeinverfügung eine schnellere häusliche Isolation (Quarantäne) der 
Betroffenen zu erreichen.  
 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Wider-
spruch erhoben werden. Der Widerspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift beim Landrat 
des Landkreises Ostprignitz-Ruppin, Virchowstraße 14-16 in 16816 Neuruppin, einzulegen. 
 
Gemäß § 28 Absatz 3 in Verbindung mit § 16 Absatz 8 IfSG haben Widerspruch und Anfech-
tungsklage keine aufschiebende Wirkung. 
 
 
Neuruppin, den 23. November 2021 
 
 
 
Ralf Reinhardt  
Landrat  
 
 
 


